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Gedanken zur Zeit

Vorsprung durch mehr Information und Wissen
v o n  M a r c e l  O b e r w e i s *

In einer Gesellschaft, in der sich
die Menge an verfügbaren Informa-
tionen im Fünfjahresrhythmus ver-
doppelt, kann sich niemand mehr
auf das traditionelle „Lernen auf
Vorrat“ verlassen. Die Bereitschaft
zum lebenslangen Lernen wird zum
Bestandteil des täglichen Lebens
und das Internet wird sich als das
Kommunikationsmittel par excel-
lence entwickeln, ob nun in der
Schule, am Arbeitsplatz, im öffent-
lichen Leben oder in der Privat-
sphäre.

Die Evolution der Technologien
verändert die Gesellschaft und die
Arbeitswelt in tief greifender Wei-
se. Arbeitsabläufe werden immer
rasanter und Hightechprodukte
sind aus dem Alltag nicht mehr
wegzudenken. Sie wirken sich po-
sitiv auf den Menschen und die
Unternehmen aus, körperlich
schwere Arbeit wird reduziert,
weitere Freizeitaktivitäten werden
erschlossen und die Produktion so-
wie die Gewinne vervielfachen
sich.

Die gegenwärtige Wirtschafts-
lage in den EU-Ländern zeichnet
sich jedoch durch gelegentliche
konjunkturelle Einbrüche, durch
den Verlust der Wettbewerbsfähig-
keit und durch technologische De-
fizite in bestimmten Kernbereichen
aus. Trotz gewisser Erfolge ist die
Arbeitslosigkeit in der EU mit 13
Millionen Menschen immer noch
viel zu hoch, Strukturdefizite und
schulische Missstände werden u. a.
in verschiedenen Regionen Europas
als Hauptursache aufgelistet.

Um im globalisierten Markt zu
überleben, wird schlicht und ein-
fach gefordert, in die Entwicklung
von innovativen Produkten und
Dienstleistungen zu investieren.
Aber wie sollen wir dies gestalten,
angesichts des Mangels an Fach-
kräften in Kernbereichen der In-
formations- und Wissensgesell-
schaft?

Lösungen aufsuchen,
das Humankapital fördern
Die Anforderungen an die Ver-

antwortlichen sind demnach hoch
und die kontinuierliche Weiterbil-

dung gilt als der Schlüssel, um ih-
nen gerecht zu werden. Es hat sich
mittlerweile herumgesprochen,
dass lebenslanges Lernen das ein-
zige Mittel darstellt, um aufkom-
mende Qualifikationslücken zu
schließen und das Missverhältnis
zwischen Angebot und Nachfrage
auf dem Arbeitsmarkt zu beheben.
Die zuständige EU-Kommissarin
Viviane Reding wies jüngst darauf
hin, dass gegenwärtig nur 16 Pro-
zent der EU-Erwerbstätigen sich
regelmäßig weiterbilden würden,
in den USA seien es schon 34 Pro-
zent.

In allen Ingenieurberufen, in der
Meisterausbildung zahlreicher Be-
rufe haben die Kommunikations-
und Informationstechnologien Ein-
zug gehalten. Zurzeit dringen diese
Informationstechnologien in die
Sekundar- und die Primärschulen
ein. Auch wenn der luxemburgi-
sche Arbeitsmarkt immer mehr
Menschen aus den benachbarten
europäischen Ländern anlockt, um
die Wirtschaft anzukurbeln, stellt
sich die Frage, wie der Bedarf an
Arbeitskräften langfristig gedeckt
werden soll. Wie soll das ge-
wünschte Wachstum von über vier
Prozent erreicht werden, wenn
nicht genügend Menschen mit ihrer
Arbeitskraft und ihrem Wissen zur
Verfügung stehen?

Gemäß einer Studie des „Euro-
pean information technology ob-
servatory“ (Eito) werden in den
kommenden drei Jahren 3,8 Millio-
nen Fachkräfte in der Europäi-
schen Union benötigt. Nur die
skandinavischen Länder haben den
Vorsprung der „early adopters“ ge-
löst und sehen den Anforderungen
der sich aufbauenden erweiterten
Union gelassen entgegen. Diese
Länder haben in den neunziger
Jahren die Strukturen geschaffen,
um möglichst viele Schulabgänger
mit den neuen Informationstechno-
logien vertraut zu machen.

Um Paroli zu bieten, muss die
virtuelle Welt in die Schule integ-
riert werden, ansonsten kann die
Schule nicht länger das Bildungs-
feld für das reale Leben darstellen.
„E-learning“ beginnt schon in der

Primärschule, jedoch sollte das An-
eignen von Informationen aus dem
Internet und die Verarbeitung zu
Wissen „gesteuert“ werden. Hier
beginnt auch die lebenslange Wei-
terbildung, die Freude am Neuen
und Fremden sollte Ansporn wer-
den, insbesondere sollte vermehrt
die Freude am technischen Wissen
geweckt werden.

Alarmglocken schrillen hinsicht-
lich des Mangels an technisch ver-
sierten Arbeitskräften. In einer
übergreifenden Aktion zwischen
Wirtschaft, Ausbildungsverant-
wortlichen, Politik und Elternhaus
muss es denn auch zu einer Kehrt-
wendung in der Akzeptanz von
technischen Berufen kommen.

Neue Maßstäbe
für die „e-Welt“ von morgen
Genauso maßgebend wie ein

Diplom sind künftig auch selbst-
ständiges und verantwortungsbe-
wusstes Handeln, Ausdauer und
Durchsetzungsvermögen und ein
vernetztes Denken. Es ist nur be-
dingt wahr, dass die neuen Techno-
logien den einzelnen Menschen iso-
lieren, denn gerade in der neuen,
durch die Telekommunikati-
onstechnologien gestützten Ar-
beitswelt sind Menschen gefragt,
die gut kommunizieren und im
Team zusammenarbeiten.

Es zeigt sich immer mehr, dass
die „virtuelle Hochschule“ Men-
schen aller Kontinente zusammen-
bringt. Junge Menschen, die ihr
Erststudium in Angriff nehmen,
treffen hier auf Gesprächspartner
aus der Praxis und aus der Weiter-
bildung. In virtuellen Gesprächs-
kreisen können sie die allgemeinen
Folgen lokalen Handelns global
diskutieren. Hier können Fragen zu
aktuellen Gesellschaftsproblemen
Kultur übergreifend erörtert wer-
den, seien es nun Fragen aus der
Energie- und Umweltszene, aus der
Gentechnologie, der Rechtswissen-
schaft oder der Raumplanung.

Diese virtuelle Welt wird auf
diese Weise wesentlich dazu beitra-
gen, dass an den luxemburgischen
Hochschulen - es sei darauf verwie-
sen, dass Luxemburg mittlerweile

über eine aufstrebende Hochschul-
szene verfügt – neben exzellentem
Fachwissen auch globales Verant-
wortungsbewusstsein vermittelt
wird.

Aber nicht nur die Erstausbil-
dung spielt eine herausragende
Rolle für die aufwachsende Jugend,
die morgen das Ruder der Gesell-
schaft in die Hand nimmt. Daneben
rückt das lebensumspannende Ler-
nen immer stärker in den Vorder-
grund. Es gilt, den Zugang zu Aus-
und Weiterbildung auf breitester
Basis anzukurbeln und zu unter-
stützen, mit logistischen und finan-
ziellen Mitteln.

Die heutige Gesellschaft benötigt
mehr denn je einen revolutionären,
innovativen Geist. Hier sollten
auch diejenigen, die in Schule, Aus-
bildung und Beruf für diese Ge-
biete verantwortlich zeichnen, in
aktiver Form ihre Verantwortung
übernehmen. Die Schule sollte in
enger Partnerschaft mit den Unter-
nehmen die erforderlichen Pro-
gramme ausarbeiten, um ein hohes
Maß an Praxisbezogenheit zu er-
halten. Die Arbeitgeber sollten ih-
ren Angestellten die nötige Zeit
einräumen, sich neues Fachwissen
für die Bedürfnisse des Unterneh-
mens und der Arbeitswelt von mor-
gen anzueignen.

Es darf nicht sein, dass jemand
mit 50 Jahren als „altes Eisen“
abgestempelt und aufs Abstellgleis
abgeschoben wird. Menschen, die
eine solide Allgemeinbildung, ge-
paart mit spezifischem Fachwissen,
aufweisen, lassen sich nicht so
leicht im Strudel von Umstruktu-
rierungsmaßnahmen „wegrationa-
lisieren“ und verfügen über größere
psychische Stärken, um mit etwai-
gen Unannehmlichkeiten fertig zu
werden.

„Investitionen
in die grauen Zellen“

Die Investitionen in die mensch-
lichen Ressourcen, „in die grauen
Zellen“, werden zum ausschlagge-
benden wirtschaftlichen Faktor,
bildet doch das Humankapital den
einzigen Rohstoff, über den das
Großherzogtum heute noch ver-

fügt. Mit Sicherheit braucht das
Land auch weiterhin Arbeitskräfte
aus dem benachbarten europäi-
schen Umland und sogar aus ent-
fernteren Gegenden, um die Ar-
beitsplätze einer boomenden Öko-
nomie zu besetzen. Langfristige
Engpässe auf dem Arbeitsmarkt
sollten allerdings nicht durch eine
Einwanderungspolitik gelöst
werden.

Junge Arbeitskräfte aus den auf-
strebenden Staaten Mittel- und
Osteuropas abzuwerben, die dort
dringend gebraucht werden, um ei-
nen bescheidenen Wohlstand auf-
zubauen, so dass die Kluft zwi-
schen Arm und Reich überwunden
wird, kann nicht als Allheilmittel
für den hiesigen Arbeitsmarkt gel-
ten, besonders aus ethischer Warte.

Der EU-Gipfel von Stockholm
hat in einem konkreten Beschluss
festgelegt, bis zum Jahr 2005 eine
Erwerbsquote von 67 Prozent an-
zustreben und bis 2010 einen Wert
von 70 Prozent zu erreichen.

Diese Zielsetzungen lassen sich
aber nur erreichen, wenn die heute
meist isoliert wirkenden Bereiche
– Wissenschaft, Wirtschaft, Schu-
le, Staat, Familie – gemeinsam in
flexiblen Kooperationsmustern
agieren.

Strukturen müssen geschaffen
werden, die den gegenseitigen In-
formationsaustausch stimulieren,
um das Know-how der einzelnen
Wissensträger für Problemlösun-
gen des Arbeitsmarktes einzuset-
zen und Synergien in wirksamer
Form zu verwerten.

Der Aufbau einer wettbewerbs-
fähigen und dynamischen Wirt-
schaft kann nur erreicht werden,
wenn auf dem Marsch in die wis-
sensbestimmte Wirtschaft nicht die
Orientierung verloren geht und
wenn Marksteine („benchmarks“)
entlang des Weges gesetzt werden.
Hier soll Luxemburg wie die übri-
gen europäischen Länder weiterhin
auf seine engagierte Jugend setzen.

*Prof. Dipl.-Ing. am „Institut supérieur de
technologie“

CDU/CSU-Freundeskreis

Die Landwirtschaftspolitik im Spannungsverhältnis
zwischen Ökologie und Industrie

Referat von Landwirtschaftsminister Fernand Boden

Jan Kilb, Vorsitzender des CDU/CSU-Freundeskreises Luxemburg, zu-
sammen mit Landwirtschaftsminister Fernand Boden (Photo: Serge Waldbillig)

Die Intensivierung der landwirt-
schaftlichen Produktion, die die
Physionomie der europäischen Ag-
rarpolitik seit Jahrzehnten prägt,
hat allmählich zu Konflikten zwi-
schen Landwirtschaft und Umwelt
geführt, Technik und Umwelt sind
miteinander in Konflikt geraten.
Die industrielle Landwirtschaft
mit ausgedehnten Produktionsein-
heiten droht die konventionelle
Landwirtschaft zu verdrängen. Die
Landwirtschaft im Spannungsfeld
zwischen Ökologie und Industrie
ist längst kein Schlagwort mehr,
sondern bittere Realität. Dieses aus
landwirtschaftlicher Sicht provo-
kative Thema war Gegenstand des
Referats von Fernand Boden, Mi-
nister für Landwirtschaft, Wein-
bau und ländliche Entwicklung,
vor den Mitgliedern des CDU/
CSU-Freundeskreises, im Saal
Mansfeld der Nationalbibliothek in
Luxemburg.

In Anwesenheit von Herrn Gisi,
Vertreter der deutschen Botschaft,
umriss Jan Kilb, Vorsitzender des
CDU/CSU-Freundeskreises Lu-
xemburg, die aktuellen Probleme
der europäischen Landwirtschaft
vor dem Hintergrund der gegen-
wärtigen BSE-Krise und der Maul-
und Klauenseuche. Es gelte nun-
mehr, durch gezielte und koordi-
nierte Maßnahmen das erschütterte
Vertrauen der Verbraucher in qua-
litätsorientierte landwirtschaftli-
che Produkte wiederherzustellen.

Wesen der Landwirtschaft
Als Gewerbe der Urproduktion,

so Fernand Boden zu Beginn seiner
Ausführungen, erfülle die Land-
wirtschaft die wichtige Funktion,
die Lebensgrundlagen der Weltbe-
völkerung durch eine angemessene
Versorgung zu gewährleisten. Ohne
den technischen Fortschritt und
den Einsatz moderner Produkti-
onsmethoden sei diese Aufgabe

nicht zu bewältigen. Angesichts der
Tatsache, dass 800 Millionen Men-
schen sich nicht satt ernähren
könnten, täte man gut daran, sich
dies zuweilen ins Gedächtnis zu-
rückzurufen.

Mit dem Begriff „industrielle
Landwirtschaft“ oftmals irrefüh-
rend angewandt, so der Minister,
verbinde sich der Gedanke nach
größtmöglicher Gewinnmaximie-
rung und ungezügelter Produktivi-
tätssteigerung, eine Folgeerschei-
nung der fehlerhaften Entwicklung
der europäischen Agrarpolitik. Das
gegenwärtige Spannungsverhältnis
zwischen Ökonomie und Ökologie
stelle eine permanente Herausfor-
derung an Wirtschaft und Politik
dar. Der verstärkte Einsatz von
chemischen Düngemitteln und Pes-
tiziden zur Steigerung der Boden-
erträge habe zur zunehmenden Be-
lastung der Umwelt geführt, eine

Entwicklung, die durch eine fal-
sche Weichenstellung bei der EU-
Agrarpolitik in die falsche Rich-
tung geführt habe. Mit Produkti-
onssteigerungen und Rationalisie-
rung allein seien die ökonomischen
Probleme der Landwirtschaft nicht
zu lösen. Industrielle Landwirt-
schaft, so Fernand Boden, sei nicht
gleichbedeutend mit Megastruktu-
ren und überdimensionalen Be-
triebsgrößen, Gewinnoptimierung
als Folgeerscheinung ungezügelten
Profitstrebens. Aus sozialer und so-
ziologischer Sicht komme dem Er-
halt von leistungsfähigen bäuerli-
chen Familienbetrieben eine zu-
nehmende Bedeutung zu. Die kon-
ventionelle Landwirtschaft fördere
das Gleichgewicht zwischen Öko-
logie und Ökonomie.

Aufgrund des Übergangs zu um-
weltfreundlichen Produktionsme-
thoden, umweltgerechten Maschi-

nen, Wartung des Input usw. könn-
ten Kostensenkungen erzielt wer-
den. Als förderungswürdig be-
zeichnete Landwirtschaftsminister
Fernand Boden den Einstieg in die
biologische Landwirtschaft, ob-
schon die Nachfrage sich noch in
Grenzen halte.

Bewertung der Zukunft
Im Mittelpunkt einer ausgewoge-

nen Landwirtschaftspolitik müsse
nach wie vor der Mensch stehen.
Aufgabe des Staates sei es, als ord-
nende Hand einer groben Belas-
tung der Umwelt vorzubeugen.
Dies sei der Weg, so F. Boden, den
man in Luxemburg einschlagen
werde. Größere Eigenständigkeit
der Bauern, Aufbau von integrier-
ten Produktionsketten, Übergang
zu neuen Marktstrategien, Begren-
zung der Monopolstellung über-
mächtiger Handelsketten, Förde-
rung von Qualitätsprodukten zu
angemessenen Preisen sowie Erhal-
tung des ländlichen Raumes durch
eine gezielte Landschaftspflege,
seien wesentliche Voraussetzungen
für den Abbau des gegenwärtigen
Spannungsverhältnisses zwischen
Ökologie und Industrie. Diesen
Weg, der in der Agenda 2000 vorge-
geben werde, so der Minister ab-
schließend, werde man in Luxem-
burg zielstrebig und konsequent
weiterbegehen.

Der Einfluss der Verbraucher auf
die Produzenten, die Subventions-
politik der EU, die gegenwärtige
Krisensituation der Landwirt-
schaft, standen im Mittelpunkt der
anschließenden Fragen aus dem
Publikum.

Durch marktgerechtes Verhal-
ten, so der Landwirtschaftsminis-
ter, ließe sich seitens der Verbrau-
cher ein entscheidender Einfluss
auf qualitätsbewusstes Verhalten
der Produzenten erzielen, ohne da-
bei auf die Hilfe der Politik ange-

wiesen zu sein. Im Rindfleischsek-
tor sei man auf dem guten Weg.
Was die Subventionspolitik betref-
fe, so würden zwei Drittel nicht für
Dienstleistungen gezahlt. 60 bis 70
Prozent der Subventionszahlungen
würden in Form von Ausgleichs-
zahlungen und Förderungsmaß-
nahmen für Umweltauflagen getä-
tigt. Der Verkauf von europäischen
Produkten in Drittländer sei mit
einem erheblichen Aufwand ver-
bunden und stelle ein großes Prob-
lem dar. Voraussetzung für den Ab-
bau der Subventionen sei die
grundsätzliche Bereitschaft der
Verbraucher, marktgerechte Preise
für landwirtschaftliche Produkte
zu zahlen.

Was die BSE-Krise anbelange, so
Fernand Boden, hätten die negati-
ven Schlagzeilen in den Medien viel
zur Unsicherheit der Verbraucher
beigetragen. Entschieden trat der
Landwirtschaftsminister der Auf-
fassung entgegen, etwaige Schuld-
zuweisungen im Zusammenhang
mit der BSE-Krise und der Maul-
und Klauenseuche den Landwirten
anzulasten. Die Förderung der Ei-
genständigkeit, der Übergang zu
Qualitätsprodukten auf der Grund-
lage einer artgerechten Tierhal-
tung, seien wichtige Schritte, das
Vertrauen der Verbraucher auf eine
neue Basis zu stellen. Produzieren,
so der Landwirtschaftsminister ab-
schließend, koste Geld, Vermark-
tung koste ebenfalls Geld. Dieser
Tatsache müsse sich der Verbrau-
cher bewusst sein. Was die künftige
Entwicklung der europäischen
Landwirtschaft angehe, so werde
der Trend zur Vergrößerung wei-
tergehen. Als förderungswürdig
bezeichnete Fernand Boden die
Umstellungsphase auf biologische
Landwirtschaft, obwohl er die
Landwirte davor warnen müsse,
ausschließlich „Biobauern“ zu
werden.

J.A.

«Petit-déjeuner de l'éthique»

Une analyse de la tolérance
sous ses différentes facettes 

Clôture du cycle de conférences sur le thème
«Comprendre et accepter la diversité»

Le conférencier Hubert Hausemer,
philosophe et enseignant

(Photo: Tessy Hansen)

Un sixième et dernier petit-
déjeuner de l'éthique clôturant le
cycle de conférences «Comprendre
et accepter la diversité» organisé
par l'IFS (Institut de formation so-
ciale) dans les locaux de la Caritas à
Luxembourg, a permis à Hubert
Hausemer, philosophe, enseignant
au Lycée de garçons d'Esch-sur-
Alzette et membre de la Commis-
sion Justice et Paix, d'analyser sa-
medi dernier les différentes con-
ceptions de la tolérance. Avant de
présenter le conférencier, Frédéric
Mertz (IFS) rappela qu'au cours des
cinq derniers petits-déjeuners de
l'éthique différents thèmes furent
abordés, de nombreux problèmes
examinés et de nouvelles questions
posées. Si des réponses n'ont tou-
jours pu être trouvées, de nouveaux
éléments de réflexions ont pas tout
de même été donnés.

Hubert Hausemer mit tout
d'abord l'accent sur le principe de
la tolérance qui peut aller de «sim-
plement supporter l'autre» à une
acceptation englobant une certaine
approbation ou, au contraire une
façon de se diriger vers l'indiffé-
rence «laisser-faire – laisser – dire».
Principe différent selon qu'il s'agit
de tel ou tel domaine, la tolérance a
de nombreux visages selon que l'on
se place sur le plan, politique, cul-
turel, etc. L'on se trouve fréquem-
ment face à certains paradoxes.
Comment tolérer ce que l'on a du
mal à accepter? L'on peut parler
d'une tolérance née de la raison qui
nous force à tolérer afin d'éviter un
plus grand mal, une tolérance-
permission en quelque sorte. Pen-
sons ici aux droits accordés par
l'Édit de Nantes. Pensons à la tolé-
rance-coexistence pacifique qui
permet de sauvegarder un certain
équilibre entre des groupes de force
égale comme dans le cas de la
guerre froide, tolérance qui permet,
elle aussi, d'éviter un plus grand
mal. Autre conception: la tolé-
rance-respect. Cette conception
équivaut à ne pas totalement ré-
prouver sans cependant tout à fait
accepter, l'acceptation totale ne né-
cessitant plus la tolérance. On
pense ici à la laïcité à la française, à
l'apprentissage des langues minori-
taires – le breton par exemple – à
l'école. La tolérance-appréciation
va plus loin, car elle valorise cer-
tains aspects de l'autre. L'oecumé-
nisme religieux est un exemple de
cette forme de tolérance. L'on parle
ici d'une valorisation assortie d'une
certaine retenue.

La recherche d'une définition de
la tolérance nécessite un certain
nombre de questions. Quels sont les
domaines où il s'agit d'être tolé-
rant? Il peut s'agir de convictions,
d'attitudes, de pratiques ou de mo-
des de vie. Que doit-on tolérer? Il
peut s'agir de groupes culturels
(ethnies) ou non culturels (sexe,
âge, profession), d'individus, etc.
Qui doit tolérer? L'État, les Églises,
les écoles, les groupes et collectivi-
tés, mais également les individus.
Les aspects sociologiques de la to-
lérance furent également évoqués
par le professeur Hausemer. L'on
pourrait définir la tolérance comme
le fait de permettre, de supporter,
d'être forcé à accepter ce qui par
ailleurs est refusé. La tolérance doit
avoir des limites et elle ne doit
admettre que ce qui n'est pas des-
tructif.

L'on peut se demander pourquoi
on doit être tolérant et jusqu'à quel
point cette tolérance n'est pas in-
stable et peu fiable. Pensons à la
révocation de l'Édit de Nantes. Si
l'on se réfère à Voltaire pour lequel
il est indispensable que les indivi-
dus se tolèrent mutuellement, car
tous sont sujets à l'erreur, l'élément
de l'erreur serait la justification de
la tolérance.

Autre théorie allant quant à elle
vers l'indifférence: Tout se vaut,
donc rien ne vaut. Les convictions
et certaines valeurs, bien que ne
pouvant être prouvées scientifique-
ment, peuvent tout de même être

des éléments très valables. Par con-
tre il semble difficile de tolérer ce
que l'on réprouve. La tolérance
peut permettre à la pluralité de
s'exprimer et la diversité peut me-
ner à la richesse.

Quelle conception de la tolérance
peut-on envisager dans une société
multiculturelle, se demanda le con-
férencier. Si la religion n'est plus
un élément dominant, la politique
apporte-t-elle de nouvelles dimen-
sions venues s'ajouter aux autres?
Comment accepter la diversité des
modes de vie, la tolérance au mode
de vie plus bruyant des uns ou des
autres par exemple? Comment
réussir la coexistence pacifique
entre différents groupes culturels?
Pour Hubert Hausemer la laïcité
qui sépare domaine public et vie
privée n'est pas toujours la bonne
solution, car les problèmes éma-
nant du domaine privé sont ainsi
parfois refoulés et ne trouvent, par-
tant, pas de solutions adéquates.

Il semblerait important d'adop-
ter une attitude d'ouverture et
d'apprentissage en s'intéressant à
l'«autre» culturel, cette attitude de-
vant cependant être réciproque
pour avoir sa chance. Pour adopter
une telle attitude dans une société
multiculturelle il faut être con-
scient des obstacles et avoir le souci
du salut et du bonheur de l'autre.

Quant à la xénophobie, le confé-
rencier rappela qu'elle signifie sim-
plement la peur de l'autre qui fait
adopter une attitude réservée, de
précaution, face à un danger poten-
tiel venu de l'inconnu. Une telle
attitude réservée peut mener à un
repli de soi. Il s'agit donc de cher-
cher à amoindrir la peur de l'autre
en favorisant le dialogue.

L'homme n'est pas une person-
nalité homogène, mais un ensemble
de plusieurs personnalités, de plu-
sieurs «moi». Le philosophe cita
Rimbaud: «Je est un autre» et mit
l'accent sur les conflits intérieurs,
souvent inconscients, et sur l'inté-
gration de différents éléments per-
mettant de tisser une toile unifiée
en assignant à chacun des éléments
sa place. Il s'agirait de se compren-
dre avant de comprendre les autres
et d'avoir un «moi» fort qui permet
d'être tolérant face aux autres en
laissant la place aux droits des
minorités et aux différences des
identités culturelles. C'est en souli-
gnant que la tolérance-apprécia-
tion lui semble le mieux convenir à
une société multiculturelle que le
conférencier termina son intéres-
sant exposé.

Nenad Dubajic présenta ensuite
quelques résultats d'une étude con-
cernant le comportement des
Luxembourgeois face à ceux qui
sont différents. Trois thèmes firent
partie de son exposé: la confiance,
la tolérance et la tolérance face à
l'intégration. Il semble que les com-
portements déviants rencontrent
plus d'intolérance que les différen-
ces ethniques par exemple. Csk

EU: Fischereiabkommen mit Marokko gescheitert
(dpa). – Die jahrelangen Ver-

handlungen zwischen der Europä-
ischen Union und Marokko über
ein neues Fischereiabkommen
sind endgültig gescheitert. Auch
der „letzte Versuch“ mit dem ma-
rokkanischen Fischereiminister
Said Chbaatou in Brüssel habe
keine Lösung gebracht, sagte der
zuständige EU-Kommissar Franz
Fischler. 4 000 spanische und por-
tugiesische Fischer, die ihre Netze
vor den Küsten Marokkos auswar-
fen, verlieren damit ihre Fang-
gründe.

Das Scheitern sei „auch eine
verlorene Chance für den marok-

kanischen Fischereisektor selber“,
meinte der Kommissar. Die EU
habe neben Millionenbeträgen für
die Fangrechte auch umfangrei-
che Hilfen für die Modernisierung
marokkanischer Häfen, Schiffe
und Fischfabriken sowie die Aus-
bildung der Beschäftigten ange-
boten. Die von Marokko geforder-
ten Beträge seien aber zu hoch
gewesen: „Wir sind hier jenseits
der Profitgrenze“, sagte Fischler.

Die EU sei bereit gewesen, in
den kommenden drei Jahren zu-
letzt jeweils 75, 65 und 45 Millio-
nen Euro für die gewünschten
Fangrechte auszugeben. Marokko

habe für schlechtere Fangmög-
lichkeiten jeweils 100, 90 und 80
Millionen Euro gefordert. Nun
wolle die Union mit anderen Staa-
ten über Fischereirechte verhan-
deln und den betroffenen Sektor
umstrukturieren. Außerdem
könnten die EU-Fischer versu-
chen, auf privater Basis Fang-
rechte vor Marokkos Küsten zu
erwerben.

Den Fischern in Südeuropa
müsse geholfen werden, unter-
strich Fischler. Bereits im vergan-
genen Jahr habe die EU ihnen 60
Millionen Euro gezahlt, um „die
negativen Folgen des Nicht-Fi-

schen-Könnens zu lindern“. Das
letzte Fischereiabkommen mit
Marokko war 1999 ausgelaufen,
seither liegen die Boote fest. Für
die Umstrukturierung der Flotte
habe Brüssel bisher 125 Millionen
Euro jährlich ausgegeben. Dieser
Betrag werde sicherlich ansteigen,
so Fischler.

British Conservative association

Spring dinner
The chairman and committee of

the British Conservative associa-
tion of Luxembourg announce their
spring dinner which will take place
on Tuesday, 10th April 2001, at 8
p.m. at the Cercle Munster.

The guest of honour will be Mr.
Shojiro Imanishi, ambassador of
Japan to the Grand-Duchy of
Luxembourg. The subject of his
address will be “Japan's Econ-
omy”. Non-members and friends of
the association are also invited.
Early reservation is advisable by
contacting Sabrina Bourguignon
by telephone on 46 00 25 or fax on
46 00 27.

Unsere
E-MAIL-Adresse:

wort@wort.lu

Permis à points / Comité directeur du DP

Agir de façon préventive et dissuasive
Récemment le comité directeur

du Parti démocratique a discuté sur
l'introduction du permis de con-
duire à points.

«Pour augmenter le respect des
dispositions du Code de la route et
pour diminuer le nombre des acci-
dents de la route, le système du
permis à points s'est montré dans
de nombreux pays un instrument
approprié», constate un communi-
qué du DP. La France p. ex. enre-
gistrait une baisse sensible du nom-
bre d'accidents de la route depuis
l'introduction en 1992. Le DP fait
remarquer que l'approche retenue
pour le mécanisme luxembourgeois
du permis à points prend pour mo-
dèle la loi amendée française du 10
juillet 1989 ayant introduit le per-
mis à points dans la législation
routière française.

L'instrument du permis à points
tel que prévu dans le projet de loi
4712 déposé par le ministre des
Transports poursuivrait un objectif
pédagogique et préventif tendant à
responsabiliser les conducteurs. Le
permis à points présenterait par
ailleurs un caractère punitif et dis-
suasif.

Pour lutter de façon ciblée contre
les récidivistes, il serait nécessaire

de détecter plus aisément les con-
ducteurs à risque et d'instaurer un
système garantissant la progressi-
vité des sanctions. Le comité direc-
teur du DP estime que le permis à
points pourrait être un instrument
adéquat pour détecter les conduc-
teurs potentiellement dangereux
afin d'arrêter en temps utile leur
comportement fautif, sinon à les
écarter, au moins temporairement,
de la circulation. Les données sur
les accidents de la circulation rele-
vés au Luxembourg confirmeraient
le constat que la majorité des acci-
dents graves, dont notamment des
accidents mortels, seraient dus à un
excès de vitesse ou à une vitesse
inappropriée.

Finalement, le comité directeur
du DP constate que des sanctions
plus sévères, et une présence ren-
forcée des forces de l'ordre sur les
routes ne suffiraient pas à lutter
efficacement contre les infractions
au Code de la route en matière
d'excès de vitesse. De ce fait, l'in-
troduction du délit de grande vi-
tesse dans le droit luxembourgeois
de la circulation routière compléte-
rait efficacement l'arsenal des me-
sures prises et à prendre contre la
vitesse excessive.


